Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2893 

04. 12. 74 


Sachgebiet 714 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über radioeiektrische Störungen 
durch Geräte für Frequenzen im Bereich 10 kHz bis 18 GHz — 
industrieiie, wissenschaftiiche und medizinische Hochfrequenzgeräte (ISM) 
und ähnliche Geräte 
— Drucksache 7/2614 — 


A. Problem 

Durch untersdiiedliche nationale Vorschriften über die Funk- 
entstörung von Hochfrequenzgeräten, wie sie für industrielle, 
medizinische und wissenschaftliche Zwecke verwendet werden, 
wird der Handel innerhalb der Gemeinschaft behindert. 


B. Lösung 

Vorschriften über die Funkentstörung sollen nach Maßgabe 
einer EG-Richtlinie vereinheitlicht werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Weber (Heidelberg) 


Die oben angegebene Vorlage wurde mit Schrei- 
ben der Präsidentin des Deutschen Bundestages vom 
11. Oktober 1974 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung 
überwiesen. Der Ausschuß hat den Entwurf in sei- 
ner Sitzung am 4. Dezember 1974 behandelt. 

Ziel des vorliegenden Richtlinienentwurfes ist es, 
die nationalen Vorschriften über die Funkentstörung 
\ von Hochfrequenzgeräten, wie sie für industrielle, 
medizinische und wissenschaftliche Zwecke ein- 
gesetzt werden, zu vereinheitlichen, um auf diese 
Weise den Handel innerhalb der Gemeinschaft zu 
erleichtern. 

Der Entwurf bedarf jedoch nach Ansicht des Aus- 
schusses noch in mehreren Punkten einer Verbesse- 
rung und Ergänzung. Hochfrequenzgeräte können 
schon bei geringfügigen Fehlem verhältnismäßig 
schwerwiegende Funkstörungen verursachen. Das 
in dem Richtlinienentwurf vorgesehene Verfahren, 
wonach der Hersteller oder Importeur die Geräte 
in eigener Verantwortung und unter Verzicht auf 
präventive amtliche Kontrollen zu prüfen hat, er- 
scheint daher für das Bundesgebiet nicht vertretbar. 
Es sollte nach Ansicht des Ausschusses vielmehr an 
der jetzt geltenden deutschen Regelung festgehal- 
ten werden, die in dem Gesetz über den Betrieb 
von Hochfrequenzgeräten vom 9. August 1949 vor- 
gesehen ist (Gesetzblatt der Verwaltimg des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes 1949 Seite 235). Da- 


nach dürfen derartige Geräte nur in Betrieb genom- 
men werden, wenn der Gerätetyp bzw. das einzelne 
Gerät bezüglich der Funkstörung von der Deutschen 
Bundespost geprüft und eine Genehmigung erteilt 
worden ist. Dieses Verfahren der präventiven Kon- 
trolle hat sich bei 183 000 Geräten, die im Bundes- 
gebiet in Betrieb sind, gut bewährt. Nur in etwa 
50 Fällen treten jährlich Funkstörungen auf. Der 
Richtlinienentwurf der Kommission in Brüssel sollte 
daher so geändert werden, daß an diesem bewähr- 
ten deutschen Prüfungsverfahren festgehalten wer- 
den kann. 

Der Ausschuß hält es ferner für erforderlich, 
sicherzustellen, daß über Änderungen der techni- 
schen Grenzwerte, wie sie in dem Richtlinienent- 
wurf festgelegt werden sollen, nur der Rat selbst 
entscheiden kann, nicht jedoch die Kommission in 
einem besonderen und vereinfachten Verfahren, 
weil eine Änderung dieser Grenzwerte schwerwie- 
gende Folgen für die Funkentstörung und auch für 
den Entstöraufwand der deutschen Industrie und 
damit für die Preisgestaltung haben kann. Zwei wei- 
tere Änderungsvorschläge des Ausschusses sind 
ausschließlich technischer und redaktioneller Art. 

Der Ausschuß schlägt die Verabschiedung einer 
Entschließung mit entsprechenden Änderungsvor- 
schlägen vor und empfiehlt im übrigen Kenntnis- 
nahme von dem Richtlinienentwurf. 


Bonn, den 4. Dezember 1974 

Weber (Heidelberg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/2614 — wird Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
auf folgende Änderungen hinzuwirken: 

a) Der Artikel 3 ist durch folgende Absätze zu ergänzen: 

„3. Die Mitgliedstaaten können verlangen, daß nur solche Geräte in Ver- 
kehr gebracht werden, bei denen die Übereinstimmung der Geräte mit 
den Vorschriften dieser Richtlinie durch eine von einer bevollmächtig- 
ten Prüfstelle abzunehmende Typenprüfung nachgewiesen wird. 

4. Den Mitgliedstaaten bleibt Vorbehalten zu bestimmen, daß die Geräte 
auch aus Gründen, die Funkstörungen betreffen, erst nach Erteilung 
einer Genehmigung und bei bestimmten Gerätearten nach vorheriger 
Prüfung auf Einhaltung der Vorschriften dieser Richtlinie durch die 
genehmigende Behörde am Aufstellungsort in Betrieb genommen wer- 
den dürfen." 

b) In Artikel 7 soll die Ausnahme nicht nur für Punkt 1 und 2, sondern auch 
für Punkt 3 des Anhangs gelten, weil anderenfalls die Kommission die 
Grenzwerte im technischen Anhang von sich aus ändern kann, wenn der 
Rat nach drei Monaten keinen Beschluß gefaßt hat. 

c) Im Anhang ist im Absatz 1 der fünfte Satz „Die Grenzwerte gelten für die 
Betriebsfrequenz und ihre Oberschwingungen" zu streichen, weil die Grenz- 
werte für alle Frequenzen im Bereich 10 kHz bis 18 GHz mit Ausnahme der 
für diese Geräte zugeteilten Frequenzen gelten, also auch für Frequenzen, 
die in keinem harmonischen Verhältnis zur Betriebsfrequenz stehen. 

d) Die Bemerkungen zwischen den Absätzen 2.3 und 3 sind zu streichen, weil 
sie behördliche Regelungen beeinflussen, also nicht in den Anhang ge- 
hören und im Gegensatz zu der von deutscher Seite gewünschten Ergänzung 
des Artikels 3 stehen. 


Bonn, den 4. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen 


Börner 

Vorsitzender 


Weber (Heidelberg) 

Berichterstatter 



